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1 RECHTSGRUNDLAGEN UND AUFSTELLUNGSBESCHLUSS 
Rechtliche Grundlagen dieses Bebauungsplanes sind: 

• Baugesetzbuch (BauGB) 

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - 

BauNVO) 

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhal-

tes (Planzeichenverordnung) 

• Niedersächsisches Straßengesetz (NStrG) 

• Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

• Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAG-

BNatSchG) 

• Landes Raumordnungsprogramm Niedersachsen 

• Regionales Raumordnungsprogramm des Landkreises Ammerland 

• Telekommunikationsgesetz (TKG) 
 

in ihrer jeweils neuesten Fassung. 
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2 RAHMENBEDINGUNGEN 

2.1 Lage des Plangebietes in der Gemeinde 

Das Plangebiet der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 P - Petersfehn - liegt innerhalb 

der Bauerschaft Petersfehn, östlich des Gemeindezentrums an der Stadtgrenze zu Oldenburg. 

Die genaue Lage des Geltungsbereiches (rot) wird in Abbildung 1 erkennbar. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 1: Lage des Geltungsbereiches in der Ortschaft Petersfehn. Maßstab: 1:5.000 

2.2 Geltungsbereich des Bebauungsplanes (Plangebiet) 

Der Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 P - Petersfehn - ergibt sich 

aus der folgenden Abgrenzung: 

Nördlich grenzt offene Landschaft an. 

Östlich und westlich grenzen wohnbaulich genutzte Flächen an, die ebenfalls nach § 30 

BauGB in Geltungsbereichen von Bebauungsplänen liegen.  

Südlich grenzt ein Mischgebiet, das zuletzt 2018 mit der 3. Änderung des Bebauungsplanes 

Nr. 3 P- Petersfehn – neu beordnet wurde.  

Die Fläche des Geltungsbereiches umfasst eine Größe von insgesamt 14.776 m² (ca. 1,5 ha). 
 

2.3 Anlass und Ziel der Planung 

Aufgrund der bestehenden Nachfrage nach Wohnbauland ist die Gemeinde Bad Zwischenahn 

dazu angehalten, zusätzlich Baugrundstücke verfügbar zu machen. Daher erfolgte eine Über-

prüfung geeigneter Flächen in den Siedlungsbereichen der Bauerschaften. Um dem Ziel des 

sparsamen Umgangs mit Grund und Boden nachzukommen, zugleich jedoch die hohe Nach-

frage nach Bauland angemessen zu bewältigen, soll dazu nicht nur auf bisher unbebaute Flä-

chen zurückgriffen werden, sondern im Bestand Wohnbauflächenpotential aktiviert werden. 
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Da die Gemeinde über keine weiteren nutzbaren Konversionsflächen für die Ausweisung von 

Wohngebieten verfügt (für das Gelände des ehemaligen Bundeswehrkrankenhauses in Rost-

rup laufen bereits Prüfungsüberlegungen), soll die Innenentwicklung durch die sogenannte 

„Hintergrundbebauung“ vorangetrieben werden. Dafür werden bereits bebaute Grundstücke 

mit einem weiteren bzw. ausgedehnten Baurecht versehen, sodass auf großen Grundstücken 

mehrere Gebäude errichtet werden können.  

 

Das Schaffen dieses zusätzlichen Baurechtes stellt eine flächensparsame Alternative zur In-

anspruchnahme von bisherigen Landwirtschaftsflächen dar. Hinsichtlich der Erschließungs-

möglichkeiten bietet sich hierbei der Vorteil, dass die Grundstücke bereits an die Ver- und 

Entsorgung angeschlossen sind und somit auch keine neuen Infrastrukturen (bspw. Straßen, 

Kanäle oder soziale Einrichtungen) gebaut werden müssen. Vielmehr werden die bestehenden 

Strukturen einer höheren Auslastung unterzogen und optimaler genutzt.  

Der Bereich entlang des Mühlenbruchs entspricht den Charakteristika für ein solches Vorha-

ben, da bisher straßenbegleitend nur ein eingeschränktes Baurecht in den vorderen Bereichen 

der Grundstücke besteht. Hier bieten sich viele Potentiale für eine weitere Bebauung. 
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3 PLANERISCHE VORGABEN 

3.1 Landes-Raumordnungsprogramm (LROP) Niedersachsen (2022) 

Die Gemeinde Bad Zwischenahn liegt nach dem Landes-Raumordnungsprogramm 2022 

(LROP) im Bereich der Metropolregion Nordwest. Nach den verbindlichen Festlegungen des 

LROPs sind hier Maßnahmen durchzuführen, die dazu beitragen, diese Räume in ihrer wirt-

schaftlichen Leistungsfähigkeit zu stabilisieren sowie eine Raum- und Siedlungsstruktur zu 

entwickeln, die die zentralörtlichen Funktionen erhält und stärkt. Der Gemeinde Bad Zwischen-

ahn ist die Funktion eines Mittelzentrums zugewiesen worden. 

Im Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen bestehen für das Plangebiet keine ent-

gegenstehenden Festsetzungen und ist somit weder Vorbehalts- noch Vorranggebiet für eine 

der Wohnbebauung widersprechenden Flächennutzung. 
 

3.2 Regionales Raumordnungsprogramm (RROP) Landkreis Ammerland (1996) 

Nach den Darstellungen des Regionalen Raumordnungsprogrammes (RROP) des Landkrei-

ses Ammerland 1996 wird dem Mittelzentrum die Funktion als Standort mit der Schwerpunkt-

aufgabe Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten sowie eine besondere Entwicklungsauf-

gabe für den Fremdenverkehr zugewiesen. 

Den jeweiligen Bauerschaften und Ortsteilen wird eine entsprechende Eigenentwicklung zuer-

kannt; diese sollen als Siedlungsraum gesichert und weiterentwickelt werden. 

Petersfehn wird im RROP als Grundzentrum ausgewiesen. Das Plangebiet liegt im zentralen 

Siedlungsgebiet entlang einer Hauptstraße mit regional bedeutsamen Busverkehr. Das RROP 

ordnet Petersfehn als Standort mit der Schwerpunktaufgabe Sicherung und Entwicklung von 

Wohnstätten ein. Südlich und östlich liegen regional bedeutsame Wanderwege. 

Der Geltungsbereich liegt innerhalb der Darstellung als „Standort mit Schwerpunktaufgabe Si-

cherung und Entwicklung von Wohnstätten“. 

Insofern entspricht die Planungsabsicht der Gemeinde, nämlich Sicherung der Eigenentwick-

lung, der Zielsetzung der Raumordnung und Landesplanung. Mit der Bekanntmachung vom 

05.05.2017 in der Nordwest-Zeitung hat der Landkreis Ammerland darüber informiert, dass 

eine Neuaufstellung des RROPs vorgesehen ist und die allgemeinen Planungsabsichten ver-

öffentlicht. 

Das Regionale Raumordnungsprogramm des Landkreises Ammerland aus dem Jahr 1996 

sieht für das Plangebiet keine der Planung widersprechenden Festsetzungen vor.  

3.3 Landschaftsrahmenplan des Landkreises Ammerland (2021) 

Aus der Neufassung des Landschaftsrahmenplanes des Landkreises Ammerland von 2021 

ergibt sich für das Plangebiet kein besonderer Handlungsbedarf, da die Fläche bereits voll-

ständig beplant und bebaut ist. Zielaussagen werden hier nur für bisher unbebaute Flächen 

wie bspw. Landwirtschaftsflächen oder Grünflächen getroffen. 

Es sind daher keine nachteiligen Auswirkungen auf Grundlage des Landschaftsrahmenplanes 

2021 zu erwarten.  
 

3.4 Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde von 1997 

Der rechtskräftige Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Bad Zwischenahn (1997), ein-

schließlich der rechtsverbindlichen Änderungen, sieht für das Plangebiet bereits die Darstel-

lung als Wohnbauflächen vor. Im Zuge dieser Bebauungsplanänderung ist eine Änderung des 

Flächennutzungsplanes nicht notwendig.  
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3.5  Planungsrechtliche Verhältnisse in der Umgebung des Planbereiches 

Für das Plangebiet liegt derzeit der rechtswirksame Bebauungsplanung Nr. 3 P – Petersfehn 

– von 1965 vor. Im nördlichen Bereich wurde 2002 bereits die 2. Änderung des Bebauungs-

planes Nr. 3 P – Petersfehn – beschlossen. Somit befindet sich die Planung in einem Gebiet, 

das nach § 30 BauGB einzuordnen ist.  

Die rechtswirksamen Bebauungspläne sehen bereits eine Wohnbaunutzung vor, festgesetzt 

durch ein Kleinsiedlungsgebiet (WS) im Bebauungsplan von 1965 sowie ein Allgemeines 

Wohngebiet in der 2. Änderung.  

Südlich angrenzend wird in der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 P – Petersfehn – ein 

Mischgebiet festgesetzt.  

Östlich sowie westlich sind ebenfalls Bebauungsplangebiete in direkter Nachbarschaft bzw. 

angrenzend.  

Insgesamt stellt sich die Nachbarschaft als homogen etablierte Wohnsiedlung dar, die seit 

Jahrzehnten besteht und sich stetig weiterentwickelt hat. Die vorliegende Planung fügt sich 

somit in die Bestandsstrukturen ein.  
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4 ANLASS UND ZIELE DER PLANUNG 
Die Gemeinde Bad Zwischenahn beabsichtigt zur Deckung des Bedarfes an Wohnbaugrund-

stücken die Ausweisung von neuen Wohnbauflächen im Gemeindegebiet. Dies soll unter der 

Prämisse des nachhaltigen Umgangs mit den natürlichen Ressourcen geschehen.  

Hierfür sollen entlang des Mühlenbruchs planungsrechtlich weitere Bebauungsmöglichkeiten 

geschaffen werden, die sich in Form von „Hintergrundbebauung“ auf bereits bebauten Grund-

stücken darstellen. Dies soll zu einem besseren und – vor dem Hintergrund des Schutzes 

natürlicher Ressourcen – effizienteren Ausnutzen von Baugrundstücken führen. 

Grund für die Bebauungsplanänderung ist der seit Jahren stetige Druck auf den Wohnungs-

markt, der sich u.a. in einer hohen Nachfrage nach Baugrundstücken für den Ein- und Zweifa-

milienhausbau wiederspiegelt.  

Da sich in den letzten Jahren auch die individuellen Präferenzen der Bauherren verändert 

haben - so verstetigt sich die Nachfrage nach kleineren Baugrundstücken - wird in einer zwei-

zeiligen Bebauung die Möglichkeit gesehen, der generellen Nachfrage nach Grundstücken mit 

kleineren Flächenumfängen gezielt zu begegnen. Der Bereich entlang des Mühlenbruchs 

zeichnet sich für ein solches Vorhaben daher dafür aus, da bei der Planaufstellung 1965 die 

Grundstücke nur mit einem Bauteppich für eine Bauzeile belegt wurden. Daher bieten sich in 

diesem Bereich – auch durch den länglichen Zuschnitt der Grundstücke und einer jeweiligen 

Größe von ca. 1.000 m² – noch Potentiale für weitere Wohngebäude. 

Mit der Neuausweisung einer weiteren Bauzeile sollen folgende Ziele im Rahmen der ge-

meindlichen Planungshoheit verfolgt werden: 

− Schaffung ortsteilbezogener Entwicklungsmöglichkeiten, z.B. durch zusätzliche Wohn-

bauflächen bei gleichzeitigem sparsamen Umgang mit Grund und Boden durch eine 

effizientere Nutzung von Wohngrundstücken 

− Strukturierung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 
 

Dem Grundsatz der Innenentwicklung, die mit der vorliegenden Bauleitplanung verfolgt wird, 

wird auch dadurch Folge geleistet, dass sich an vorhandene Infrastrukturen, wie bspw. Stra-

ßen und Ver- und Entsorgungseinrichtungen, angeschlossen werden kann und somit deren 

Neuplanung entfällt.  

Die beabsichtigte Verdichtung greift die Charakteristika der umgebenden Bebauung auf. Die 

Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes würdigt die bestehenden Siedlungsstrukturen, 

die sich über Jahrzehnte ergeben haben. Eine maximal eingeschossige Bebauung mit den 

ammerlandtypischen Sattel- oder Walmdächern greifen das Ortsbild auf und sorgt dafür, dass 

sich die Neubebauung auch optisch in das Siedlungsgefüge einfügt. Eine GRZ von 0,3 bietet 

auf Seite der Bauherren ausreichend Gestaltungsspielraum, sorgt gleichzeitig für genügend 

Außenbereiche, die u.a. für die Oberflächenentwässerung von Vorteil sind.  

Nach § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit 

es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist; die Aufstellung kann ins-

besondere bei der Ausweisung von Flächen für den Wohnungsbau in Betracht kommen. Die-

sem wird die Gemeinde mit der Aufstellung des Bebauungsplanes gerecht.  
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5 ERGEBNISSE DER BESTANDSAUFNAHME 

5.1 Realnutzung im Plangebiet 

Das Plangebiet wird gemäß der rechtskräftigen Darstellung des Bebauungsplanes Nr. 3 P 

einschließlich der 2. Änderung zum Wohnen genutzt. 

Motorisierter Individualverkehr (MIV) 

Das Plangebiet ist südlich über die Gemeindestraße Mühlenbruch an die Mittellinie (K 138) 

erschlossen. Über diese wird in westlicher Richtung das Ortszentrum Bad Zwischenahns er-

reicht, nach Osten besteht eine direkte Anbindung an die Stadt Oldenburg.  

Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) 

In fußläufiger Erreichbarkeit befindet sich die Bushaltestelle „Petersfehn I Bussardweg“, die 

eine Anbindung mit dem öffentlichen Nahverkehr mit der Linie 309 nach Oldenburg und nach 

Friedrichsfehn ermöglicht. Der Nachtexpress N38 rundet das Angebot in der Nacht und am 

Wochenende ab. Von der Haltestelle „Petersfehn“ fährt der Bürger Bus nach Bad Zwischen-

ahn. Darüber hinaus wird mit den Linien 379 und 399 ein schülerorientierter Linienverkehr zu 

den Schulstandorten nach Bad Zwischenahn, Rostrup, Westerstede und Jaderberg ab der 

Haltestelle „Petersfehn I, Schule” angeboten. 

Direkte Verbindungen nach Oldenburg, Bad Zwischenahn sowie Friedrichsfehn bestehen so-

mit bereits. 

5.2 Angrenzende Nutzungen 

Mit der vorliegenden Bauleitplanung wird eine Teilfläche des rechtskräftigen Bebauungsplanes 

Nr. 3 P - Petersfehn – sowie dessen 2. Änderung überplant, der für einen Großteil des Gebie-

tes ein Kleinsiedlungsgebiet vorsieht; im Norden ist durch die 2. Änderung ein allgemeines 

Wohngebiet festgesetzt. So ist die östliche sowie westliche Umgebung durch Wohnbebauung 

geprägt. In den letzten Jahren zeichnete sich die städtebauliche Entwicklung in der Nachbar-

schaft dadurch aus, dass eine Verdichtung im Bestand stattfand. So wurden vermehrt Doppel-

häuser gebaut und die Parzellierungen der Grundstücke verkleinert. Diese Entwicklung spie-

gelt damit die allgemeine Tendenz zu kleineren Grundstücken wieder.  

5.3 Eingriffsregelung 

Eingriffe in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild gelten als vor der planerischen Ent-

scheidung erfolgt oder zulässig. Ein flächenbezogenes Ausgleichserfordernis besteht daher 

nicht. Die Eingriffsregelung nach dem BNatschG findet somit keine Anwendung. Die 4. Ände-

rung des Bebauungsplans Nr. 3 P wird aufgrund ihrer Lage, Größe (Grundfläche kleiner als 

20.000 m²) und Zielsetzung nach § 13a BauGB aufgestellt (gem. § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB).  
 

  

5.4 Artenschutz  

Die einschlägigen Bestimmungen des § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind zu be-

achten. Die im Rahmen des Bebauungsplanes durchgeführte Prüfung zur artenschutzrechtli-

chen Verträglichkeit der Planung entbindet nicht von den auf Umsetzungsebene unmittelbar 

anzuwendenden artenschutzrechtlichen Bestimmungen. 

Das Plangebiet, ebenso die daran angrenzenden Flächen sind von intensiver Nutzung durch 

den Menschen geprägt. Daher bieten die Biotopstrukturen einen Lebensraum, die im Sied-

lungsbereich bzw. in der Agrarlandschaft allgemein häufig anzutreffen sind, so z.B. für ver-

schiedene Arten ubiquitärer Wirbelloser und gehölzbewohnender Vogelarten. Das Plangebiet 

kann zudem von regional vorkommenden Fledermausarten für die Nahrungssuche genutzt 

werden.   

Im Hinblick auf die artenschutzrechtlichen Verbote der § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 BNatschG ist zu-

vorderst die Tötung geschützter Tiere auszuschließen.  
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Zum gegenwärtigen Zeitpunkt liegen keine Informationen über besondere Wertigkeiten vor. 

Die möglicherweise notwendige Beseitigung einzelner Gehölze sollte ausschließlich außer-

halb der Brut- und Setzzeit erfolgen, um mögliche Tötungen oder eine Störung von Sommer-

quartieren und anderweitige Beeinträchtigungen von z. B. Fledermäusen zu vermeiden, so 

dass Verbotstatbestände nicht konstatiert werden können.  

5.5 Natur und Landschaft 

Für das Plangebiet besteht derzeit keine natur- oder landwirtschaftliche Festsetzung, die einer 

Bebauung entgegenstehen würde. Eine solche aktive Nutzung findet aktuell ebenfalls nicht 

statt und ist auch zukünftig nicht vorgesehen.  

Negative Auswirkungen auf andere Landschaftsflächen werden durch die Planung nicht aus-

gelöst. 
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6 PLANUNGSKONZEPT - INHALTE DES BEBAUUNGSPLANES 

6.1 Art der baulichen Nutzung 

Die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 P - Petersfehn - setzt als Nutzungsart Allgemeine 
Wohngebiete gem. § 4 BauNVO fest. Die Nutzungen gem. § 4 Abs. 2 Nr. 2 sowie § 4 Abs. 2 
Nr. 3 BauNVO ( nicht störende Handwerksbetriebe und Anlagen für sportliche Zwecke) sind 
nicht zulässig, darüber hinaus sind auch die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gem. § 4 
Abs. 3 Nr. 3 - 5 BauNVO (Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe, Tankstellen) nicht 
Bestandteil des Bebauungsplanes (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO). Die Festsetzung gilt der Siche-
rung der bestehenden Nutzungsstruktur vor Ort und in der direkten Nachbarschaft.  
Die ausnahmsweise zulässige Nutzung gem. § 4 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO (Betriebe des Beher-
bergungsgewerbes) ist allgemein zulässig, sofern die allgemeine Zweckbestimmung des Bau-
gebietes gewahrt bleibt (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauNVO). 
 
 

6.2 Maß der baulichen Nutzung 

Für die Allgemeinen Wohngebiete werden von der Gemeinde Bad Zwischenahn Festsetzun-

gen aus maximal zulässiger Anzahl der Vollgeschosse, der GRZ sowie der maximal zulässi-

gen First- und Traufhöhe getroffen. In Folge dessen wird die GRZ auf 0,3 festgesetzt. Dies 

begründet sich aus den angrenzenden Wohnbereichen, so erfolgt eine Einbindung der neuen 

Wohnbaufläche in das bestehende Siedlungsgefüge. Gleiches gilt für die Festsetzung der ma-

ximalen Anzahl der Vollgeschosse, die auf ein Vollgeschoss festgesetzt wird.  

Um die Höhenentwicklung innerhalb des Plangebietes im angemessenen Maße zu beschrän-

ken, werden eine maximale Firsthöhe von 9,0 m und eine Traufhöhe von max. 4,0 m in die 

Planung aufgenommen. Im Rahmen einer max. I-geschossigen Bebauung bietet diese ausrei-

chend Gestaltungsspielraum für die Bauherren. 

6.3 Bauweise  

Gemäß § 22 BauNVO wird eine abweichende Bauweise für die Allgemeinen Wohngebiete 

festgesetzt. Diese erlaubt es, Gebäude mit einer maximalen Länge von 15,0 m zu errichten, 

wobei die gesetzlichen Abstände einzuhalten sind. Doppelhäuser im WA1 sind mit einer maxi-

malen Länge von 17,0 m zulässig.  

Weiterhin wird eine Festsetzung der zulässigen Gebäudetypen getroffen, sodass übergrei-

fend nur Einzelhäuser zulässig sind. Doppelhäuser dürfen auch im WA1 errichtet werden. 

6.4 Verkehrliche Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung für das Plangebiet ist gesichert, da durch das Plangebiet die 

Straße Mühlenbruch verläuft und alle Grundstücke verkehrlich an die Mittellinie anschließt. 

Durch zwei im Norden querende Fuß- und Radwege ist zudem die fußläufige Verbindung in 

die östlich sowie westlich gelegenen benachbarten Siedlungsbereiche gesichert.  

Erschließungstechnische Maßnahmen sind im Rahmen des Bauleitplanverfahrens nicht not-

wendig, da ausreichende Bestandsstrukturen im Plangebiet vorhanden sind. 

6.5 Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen 

Auf den straßenseitigen nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Garagen und über-

dachte Stellplätze (Carports) gem. § 12 und Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO, ausgenom-

men deren erforderlichen Zufahrten, nicht zulässig. Im Bereich der öffentlichen Verkehrsflä-

chen mit besonderer Zweckbestimmung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB sind diese Anlagen 

innerhalb eines Abstandes von 1,0 m hierzu unzulässig (§ 23 Abs. 5 BauNVO).  

Die Erschließung der zusätzlich geschaffenen, rückwärtigen Bauplätze ist privat über die 

Grundstücke herzustellen.  
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6.6 Grünordnungsmaßnahmen 

Im Bauleitplanverfahren wird eine Festsetzung aufgenommen, die eine verbindliche Bepflan-

zung durch Bäume vorsieht. In den allgemeinen Wohngebieten ist je angefangene 150 m² 

versiegelte Fläche ein mittel- oder kleinkroniger (min. 12 cm Stammumfang), oder je angefan-

gene 300 m² versiegelte Fläche ein großkroniger (min. 16 cm Stammumfang) standortgerech-

ter und heimischer Laubbaum oder standortgerechter Obstbaum zu pflanzen.  

Es sind min. 80% der Dachflächen von Garagen und überdachten Stellplätzen in Form von 

Carports gem. § 12 BauNVO mit einer Dachneigung von weniger als 20 Grad dauerhaft und 

flächenhaft zu begrünen (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB). Sofern diese Dächer mit Photo-

voltaikanlagen oder gleichwertigen Solarvorrichtungen belegt sind, müssen min. 60 % dieser 

Fläche begrünt werden. Es ist eine dauerhafte und fachgerechte stark durchwurzelbare Sub-

stratschicht von min. 10 cm anzulegen und extensiv zu begrünen, sodass dauerhaft eine ge-

schlossene Vegetationsdecke gewährleistet ist. Zu verwenden sind niedrige, trockenheitsre-

sistente Pflanzen (z.B. Gräser, bodendeckende Gehölze oder Wildkräuter). Grundsätzlich 

sind standortgerechte Saat- und Pflanzgüter regionaler Herkunft zu verwenden. Bei Abgang 

oder Beseitigung sind entsprechende Arten innerhalb der Dachfläche vom Eingriffsverursa-

cher nachzupflanzen. Untergeordnete Lichtkuppeln, Glasdächer und Dachterrassen sind 

ausnahmsweise zulässig, wenn sie dem Nutzungszweck des Gebäudes dienen. Nebenanla-

gen gem. § 14 BauNVO sind hiervon ausgenommen. 
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7 IMMISSIONSSCHUTZ 
Durch die Änderung des Bebauungsplans werden keine unzumutbaren Immissionen für die 

Nachbarschaft hervorgerufen. 

Für den Mühlenbruch und die umliegenden Straßen werden durch die zusätzlichen Baumög-

lichkeiten keine deutlich höheren Verkehrsmengen erwartet, da lediglich das Baurecht für eine 

überschaubare Anzahl an Grundstücken geschaffen wird. Insofern können dort negative Aus-

wirkungen auf die Wohnnutzung ausgeschlossen werden.  

In Anlehnung an das Schallgutachten des Bebauungsplanes Nr. 34 I zeigt sich, dass von der 

Mittellinie ausgehende Verkehrslärmimmissionen bis zu einer Tiefe von ca. 79 m ab Straßen-

mitte wirken. Der Übergang des Lärmpegelbereiches III auf II entspricht der ersten Grund-

stückszeile. Aufgrund der relativ jungen Planung zum BPL 34 I in den Jahren 2021/2022 und 

der räumlichen Nähe zueinander wurden die Ergebnisse ohne eine neue schalltechnische 

Untersuchung durchzuführen, übernommen. Im Lärmpegelbereich II reicht eine Bauweise 

nach dem Stand des Wärmeschutzes aus, um die Anforderungen an den Mindestschall-

schutz nach DIN 4109-1:2018-01 einzuhalten. Innerhalb des Lärmpegelbereiches III kann je 

nach baulicher Gestaltung von Aufenthaltsräumen nicht mit Sicherheit davon ausgegangen 

werden, dass der Wärmeschutz ausreichend ist.  

Somit sind Vorkehrungen zum Schutz gegen Verkehrslärmimmissionen festszusetzen: 

1) Für die gekennzeichneten Bauflächen sind passive Schallschutzmaßnahmen entspre-

chend den Anforderungen der DIN 4109 vorzusehen. Dabei sind für die jeweiligen Gebäude 

die gekennzeichneten Lärmpegelbereiche bzw. die maßgeblichen Außenlärmpegel zugrunde 

zu legen. Auf den lärmabgewandten Seiten kann ein um 5 dB(A) verringerter Außenlärmpe-

gel - ein Lärmpegelbereich weniger - in Ansatz gebracht werden. 

2) Zur Nachtzeit ist als Vorkehrung zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im 

Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB für beson-

ders schutzbedürftige Wohnräume (Kinderzimmer/Schlafräume) ein Schalldruckpegel von ≤ 

30 dB(A) im Rauminneren, bei ausreichender Belüftung zu gewährleisten. Hierzu sind die 

Fenster der schutzbedürftigen Wohnräume auf der lärmabgewandten Gebäudeseite anzu-

ordnen. Alternativ sind schutzbedürftige Wohnräume zur Einhaltung des erforderlichen 

Schalldruckpegels bei ausreichender Belüftung mit schallgedämmten Lüftungssystemen aus-

zustatten. Die Dimensionierung solcher Lüftungssysteme ist im Zuge der Ausführungspla-

nungen festzulegen und zu detaillieren. 

3) Außenwohnbereiche (z.B. Terrassen, Loggien, Balkone) der straßenseitigen Bebauung 

zur "Mittellinie'* sind nur auf der zur Lärmquelle abgewandten Gebäudeseite zulässig. Alter-

nativ sind sie zulässig, wenn durch geeignete bauliche Maßnahmen (z.B. verglaste Loggien, 

Wintergärten, Schallschutzwände, Positionierung im Schallschatten von Nebengebäuden) 

die Einhaltung eines Außenlärmpegels von 55 dB(A) sichergestellt werden kann. 

4) Der Nachweis zur Einhaltung der Anforderungen an die Schalldämmmaße, der Wohn-

raum-Innenpegel bzw. -Außenpegel bei Außenwohnbereichen ist bei Neubauten oder bauli-

chen Maßnahmen, die einem Neubau gleichkommen, im Zulassungsverfahren zu führen. 

Der ausreichende Lärmschutz ist im Einzelfall durch einen Sachverständigen nachzuweisen. 
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8 BODENSCHUTZ 
Gemäß dem Erlass des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Kli-

maschutz (MU) vom 26. August 2019 wird im Rahmen des Bauleitplanverfahrens das Schutz-

gut Boden geprüft.  

Die Schaffung neuer Baurechte auf einer bisher unbeplanten und unbebauten Fläche führt zu 

einer Betroffenheit des Schutzgutes Boden, da zusätzliche Versiegelungen sowie Verdichtun-

gen des Bodens zu erwarten sind. 

Die festgesetzte GRZ von 0,3 stellt indes nicht das Höchstmaß der zulässigen Versiegelungen 

nach dem Baugesetzbuch dar (ab 2021 sind die in § 17 BauNVO genannten Werte nicht mehr 

Höchstmaß sondern Orientierungswerte, die überschritten werden können), sondern orientie-

ren sich am umliegenden Bestand und greifen zeitgleich die dörflichen Strukturen auf. Den-

noch muss einem Bauvorhaben an dieser Stelle – auch in Hinblick auf die Grundstücksgrößen 

– ausreichend Spielraum eingeräumt werden. An anderer Stelle werden jedoch Festsetzungen 

getroffen, die eine Bebauung sowie Versiegelungen zukünftig gänzlich ausschließen, bei-

spielsweise über die Anlage der nicht überbauten Flächen sowie der privaten Grünfläche.   

Negative Auswirkungen auf das Schutzgut Boden sind auch deshalb nicht anzunehmen, da 

sich aus dem NIBIS Kartenserver (2021) keine besonderen Böden innerhalb des Geltungsbe-

reiches erkennen lassen. 
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9 VER- UND ENTSORGUNG 

9.1 Wasser- und Elektrizitätsversorgung 

Die Versorgung des Gebietes mit Wasser, Elektrizität und Gas ist bereits heute durch An-

schluss an die im Umfeld des Geltungsbereiches vorhandenen Leitungen der Versorgungsun-

ternehmen sichergestellt.  

Weitere Maßnahmen sind – falls notwendig – im nachgelagerten Zulassungsverfahren durch-

zuführen bzw. nachzuweisen.  
 

9.2 Oberflächenentwässerung und Abwasserbeseitigung 

Zukünftige Bauvorhaben müssen im Zulassungsverfahren darlegen, dass sowohl die Oberflä-

chenentwässerung als auch die Abwasserbeseitigung gesichert ist. 

Das im Geltungsbereich anfallende Oberflächenwasser wird über die bestehenden Kanäle 

bzw. Gräben abgeleitet. Wird ein Baurecht in Anspruch genommen und ein weiteres Gebäude 

errichtet, ist aufgrund des begrenzten Fassungsvermögens der Vorfluter vom Grundstücksei-

gentümer bzw. Bauherren die gesicherte Oberflächenentwässerung eigens auf dem entspre-

chenden Grundstück herzustellen. Selbiges ist im anschließenden Baugenehmigungsverfah-

ren vorzuweisen. Ein entsprechender Hinweis wurde in die Planzeichnung aufgenommen (s. 

Hinweis Nr. 12). 

Das anfallende Schmutzwasser wird in den öffentlichen Schmutzwasserkanal eingeleitet. 

9.3 Müllbeseitigung 

Als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger entsorgt der Landkreis Ammerland in seinem Ge-

biet anfallende und überlassene Abfälle nach den Vorschriften des Kreislaufgesetzes (KrWG) 

sowie des Niedersächsischen Abfallgesetzes (NAbfG) und nach Maßgabe der Abfallentsor-

gungssatzung. Die Eigentümer bewohnter oder bebauter Grundstücke sind verpflichtet, ihre 

Grundstücke an die öffentliche Abfallentsorgung anzuschließen (Anschlusszwang).  
 

9.4 Telekommunikationsleitungen 

Die Versorgung mit Telekommunikationsleitungen wird durch die Deutsche Telekom AG, Nie-
derlassung Oldenburg oder andere private Anbieter sichergestellt. Die fernmeldetechnische 
Versorgung erfolgt gemäß Sicherstellungsauftrag i.S.d. § 146 Abs. 2 Satz Telekommunikati-
onsgesetz (TKG).  
 
Auf das der Gemeinde vorliegende Prüfkonzept zur Sicherstellungsverpflichtung gemäß Tele-
kommunikationsgesetz (TKG) sowie auf die der Gemeinde ebenfalls vorliegende Handrei-
chung für ein Materialkonzept zur Umsetzung wird hingewiesen. 
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10  ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
1. Dachformen 
Im Plangebiet sind nur Gebäude mit Sattel-, Krüppel- oder Krüppelwalmdächern mit 

einer Mindestdachneigung von 37 Grad zulässig. Bei Nebenanlagen und Garagen 

gem. §§ 12 und 14 BauNVO sind auch geringere Dachneigungen oder Flachdächer 

zulässig.  

2. Dacheindeckung 
Als Material für die Dacheindeckung der Gebäude (ausgenommen Wintergärten, Ter-

rassenüberdachungen und Flachdächer) sind nur rote bis rotbraune, anthrazit oder 

schwarze Töne und zugleich nicht stark reflektierende Tondachziegel oder Betondach- 

steine (max. Glanzgrad "seidenmatt") zulässig.  

4. Gestaltung der nicht überbauten Flächen 
Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind dauerhaft als Vegetationsfläche herzu-

stellen und zu unterhalten sowie von Versiegelungen, Kunststoffflächen und Kiesschüt-

tungen freizuhalten. Ausgenommen sind Zufahrten, Nebenanlagen, Garagen und Stell-

plätze sowie Wegebeziehungen auf dem jeweiligen Grundstück. 

5. Ordnungswidrigkeiten 
Ordnungswidrig gemäß § 80 Abs. 3 NBauO handelt, wer den aufgrund § 84 NBauO 

erlassenen örtlichen Bauvorschriften dieser Satzung (Dacheindeckung, Einfriedungen 

sowie Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen) zuwiderhandelt. 

Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße geahndet 

werden. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 500.000 € geahn-

det werden.   

Die gewählten örtlichen Bauvorschriften spiegeln die Charakteristika der Ortschaft Petersfehn 

wieder und sollen der Wahrung des örtlichen Siedlungsbildes dienen.  

Die Bauvorschrift zu den nicht überbauten Flächen stellt indes eine Konkretisierung des § 9 

Abs. 2 NBauO dar, die bereits dem Umgang mit nicht überbauten Flächen vorsieht.  
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11  STÄDTEBAULICHE ÜBERSICHTSDATEN 
Das Plangebiet umfasst eine Gesamtfläche von ca. 14.776 m² (1,48 ha). 

Allgemeines Wohngebiet 12.834 m² 

Öffentliche Straßenverkehrsfläche Grünfläche   1.942 m² 

       davon Fuß- und Radweg      395 m² 

Plangebiet gesamt ca. 14.776 m² 
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12  HINWEISE  

12.1 Baugesetzbuch 

Es gilt das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.04.2022 (BGBl. 
I S. 674) m.W.v. 30.04.2022. 

  

12.2 Baunutzungsverordnung 

Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21.11.2017 (BGBl. I, S. 3786), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.06.2021 
(BGBl. I S. 1802) m.W.v. 23.06.2021. 

 

12.3 Planzeichenverordnung 

 Es gilt die Planzeichenverordnung (PlanZV) 1990, zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
 Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBI. I, S. 1057). 
 

12.4 Niedersächsische Bauordnung  

Es gilt die Niedersächsische Bauordnung (NBauO) in der aktuellsten Fassung. 
 

12.5 Bodenfunde 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Boden-
funde (das können u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken 
sowie  auffällige Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren 
solcher Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschut-
zes (NDSchG) meldepflichtig und müssen dem Nds. Landesamt für Denkmalpflege, 
Stützpunkt Oldenburg, Ofener Str. 15, 26121 Oldenburg (Tel: 0441/205766-15) oder 
der unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Ammerland unverzüglich gemel-
det werden. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 NDSchG bis zum Ab-
lauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz 
ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der 
Arbeiten gestattet. 

 

12.6 Altablagerungen  

Sollten bei geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen gefunden 
werden, sind diese der unteren Abfallbehörde (Landkreis Ammerland) zu melden.  

 

12.7 Kampfmittelfunde 

Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel gefunden werden, ist umgehend die zuständige 
Polizeidienststelle, das Bürgeramt der Gemeinde oder das Kampfmittelbeseitigungs-
dezernat Hannover zu informieren. 

 

12.8 Oberflächenentwässerung  

Aufgrund des begrenzten Fassungsvermögens des Vorfluters (Straßenseitengraben) 

und des Regenwasserkanals am Mühlenbruch ist frühzeitig der Nachweis der geregel-

ten Oberflächenentwässerung zu erbringen (Nachweis der gesicherten Erschließung). 

Hierfür kann im Einzelfall eine Rückhaltung des Oberflächenwassers auf dem Bau-

grundstück erforderlich werden. Es ist daher diesbezüglich frühzeitig mit den Gemein-

dewerken für Wasser und Abwasser der Gemeinde Bad Zwischenahn Kontakt aufzu-

nehmen. 

12.9 Sonderabfälle 

Anfallende Sonderabfälle sind vom Abfallerzeuger einer ordnungsgemäßen Entsor-
gung zuzuführen.  
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12.10 Klimaschutz 

Zur bestmöglichen Ausnutzung möglicher regenerativer Energien ist eine Ausrichtung 
der Gebäudestellung in südliche bzw. südwestliche Lage sowie der entsprechenden 
First-/Dachneigung empfehlenswert.  
Im Sinne der Klimafreundlichkeit ist die Nutzung von organischen Bau- und Dämmma-
terialien wie Holz, Fasern, Lehm, Cellulose oder (an-)organischen Recyclingmaterial 
empfehlenswert. 

12.11 Überdeckung von Bebauungsplänen 

Mit der Rechtskraft der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 P - Petersfehn - mit 
örtlichen Bauvorschriften treten die bisherigen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
Nr. 3 P - Petersfehn - mit örtlichen Bauvorschriften für den überlagerten Teilbereich 
außer Kraft. 
 

12.12 DIN-Normen und GALK-Straßenbaumliste 

In den textlichen Festsetzungen sowie in den Hinweisen wird auf DIN-Vorschriften so-

wie die GALK-Straßenbaumliste verwiesen. Diese werden beim Planungs- und Umwel-

tamt der Gemeinde vollständig bereitgehalten.  



 

 
 

DATEN ZUM VERFAHRENSAB-

LAUF 
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde 

Bad Zwischenahn hat auf Grund der oben 

gegebenen Sachverhalte (Planungsanlass 

und -ziele) in seiner Sitzung am 

……………… die Aufstellung der 4. Ände-

rung des Bebauungsplanes Nr. 3 P - Pe-

tersfehn - mit örtlichen Bauvorschriften be-

schlossen. 

Der Aufstellungsbeschluss wurde am 

………………….. ortsüblich bekannt ge-

macht. 

Die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 

3 P - Petersfehn - wird nach § 13 a BauGB 

aufgestellt (beschleunigten Verfahren). Da-

her bedarf es in diesem Verfahren keines 

Umweltberichtes, als auch keiner Verpflich-

tung zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteili-

gung und förmlichen Beteiligung der Träger 

öffentlicher Belange. 

Die öffentliche Auslegung fand vom 

……………….. bis …………………. statt. 

 

Der Satzungsbeschluss wurde durch den 

Rat der Gemeinde gemäß § 10 BauGB am 

…………………… gefasst. 

 

 

 
Ausarbeitung der 4. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 3 P - Petersfehn - 
Gemeinde Bad Zwischenahn, Am Brink 9, 
26160 Bad Zwischenahn 
 
Bad Zwischenahn, den 

________________ 

 

………………………………………. 

Planverfasser 

 

 

 

 

Die Begründung ist der 4. Änderung des 

Bebauungsplanes Nr. 3 P - Petersfehn - mit 

örtlichen Bauvorschriften als Anlage beige-

fügt. 

Bad Zwischenahn, den 

________________  

 

 

………………………………………. 

Bürgermeister 


